Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1132 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Erstattung von Kriegsfolgelasten auf dem Gebiet des 
öffentlichen Schulwesens durdi den Bund 
(Fünftes Überleitungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Die Aufwendungen, die die Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände für den Wiederaufbau der 
durch Kriegseinwirkung ganz oder teilweise zerstör- 
ten Gebäude öffentlicher Schulen erbracht oder noch 
aufzubringen haben, werden den Ländern vom Bund 
nach Maßgabe dieses Gesetzes erstattet. 

§ 2 

Zu diesem Zweck stellt der Bund den Ländern in 
den Jahren 1959 bis einschließlich 1968 je 300 000 000 
Deutsche Mark zur Verfügung. 

§ 3 

(1) Die Bundesregierung setzt die Höhe der 
Pauschbeträge für die einzelnen Länder unter Be- 
rücksichtigung der für die Wiederherstellung kriegs- 
zerstörter öffentlicher Schulen bisher geleisteten 
oder noch zu leistenden Aufwendungen durch 
Rechtsverordnung fest, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf. 

(2) Die den Ländern hiernach zufließenden Mittel 
dürfen nur für den Wiederaufbau kriegszerstörter 
öffentlicher Schulen und für den Neubau und die 


Erweiterung öffentlicher Schulen verwendet werden. 
Verringern sich die nach dem Durchschnitt der Haus- 
haltsjahre 1956 bis 1959 in einem Lande insgesamt 
jährlich für den Auf- oder Ausbau von Gebäuden 
öffentlicher Schulen und Hochschulen verwandten 
Haushaltsmittel, so vermindert sich im gleichen 
Verhältnis der vom Bund dem Lande zu erstattende 
Pauschbetrag. 

(3) Die den Ländern auf Grund dieses Gesetzes 
zusätzlich zur Verfügung gestellten Mittel für den 
Schulbau sind in den Haushaltsplänen der Länder 
gesondert auszubringen und zwischen Land, Ge- 
meinden und Gemeindeverbänden nach dem Grade 
der Dringlichkeit zur Beseitigung der Schulraumnot 
zu verteilen. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund der in diesem Gesetz 
enthaltenen Ermächtigungen erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1959 
in Kraft. 


Bonn, den 3. Juni 1959 


Ollenhauer und Fraktion 
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